
von Josias Terschüren Juli 2016

„Deutschland hat bei der UN dafür gestimmt, Israel aus der Weltgesundheits-
organisation auszuschließen“, ging Ende Mai ein Raunen durch den israelsoli-
darischen Bereich der sozialen Medien, unterstützt durch einem Artikel von 
HaOlam, das später zerknirscht zugeben musste, einen Übersetzungsfehler 
begangen zu haben. Was dabei nachdenklich stimmt, ist die Tatsache, dass 
ein solcher Gedanke bei dem momentanen politischen und diplomatischen 
Klima nicht direkt als abstrus abgetan und von der Hand gewiesen werden 
kann. Gar nicht allzu weit hergeholt scheint die Behauptung und das ist das 
eigentliche Dilemma, mit dem sich Israel momentan konfrontiert sieht. In-
mittender gut koordiniert wirkenden, beinahe konzertiert ablaufenden Vor-
stöße, die allesamt den jüdischen Staat und seine demokratisch legitimierte 
Regierung unter hohen diplomatischen und politischen Druck setzen, wirken 
positive Einzelmeldungen, wie die Intensivierung der Zusammenarbeit zwi-
schen der NATO und Israel, das ab sofort eine o�  zielle Repräsentanz in der 
NATO hat und Delegierte senden kann, wie ein Tropfen auf den heißen Stein.

Weißes Haus ausdrücklich gegen den Willen der israelischen Regierung

So tagte Mitte Mai in Wien das Nahost-Quartett, bestehend aus USA, Russland, 
EU und UN, um nach den infamen Atom-Verhandlungen mit dem Iran wie-
derum an durchaus israelkritischen Grundlagen für einen Resolutionsentwurf 
zu arbeiten, der dazu gedacht sein dür� e, die Pariser Friedensverhandlungen 
vorbereitend zu unterstützen, die die französische Regierung mit unverhoh-
lener Unterstützung des Weißen Hauses vorantreibt, ausdrücklich gegen den 
Willen der israelischen Regierung, die in ungewöhnlich undiplomatischen Tö-
nen gegen diese „Friedenskonferenz“ Stellung bezieht.*** Und wahrlich, was 
die Europäer unter „Frieden“ verstehen, wird deutlich, wenn man sich ansieht, 
dass Frankreich bereits vorab o� en damit droht, den Staat Palästina anzuer-
kennen, sollte keine „Friedenslösung“ gefunden werden – in einem Prozess, in 
dem in einem ersten Schritt westliche Staaten und einige arabische Nationen, 
ohne Beisein von Israel oder den Palästinensern, gemeinsam einen Rahmen 
de� nieren, der in einem zweiten Schritt Israel vorgegeben oder übergestülpt 
werden soll. Und wahrlich, was die Europäer unter „Frieden“ verstehen, wird 
deutlich, wenn man sich ansieht, dass Frankreich bereits vorab o� en damit 
droht, den Staat Palästina anzuerkennen, sollte keine „Friedenslösung“ gefun-
den werden. Und wahrlich, was die Europäer unter „Frieden“ verstehen, wird 
deutlich, wenn man sich ansieht, dass Frankreich bereits vorab o� en damit 
droht, den Staat Palästina anzuerkennen, sollte keine „Friedenslösung“ gefun-
den werden.

___________________________
http://haolam.de/artikel_25222.html
http://www.bloomberg.com/news/articles/2016-05-04/nato-upgrades-ties-with-israel-amid-moun-
tingregional-threats?
http://www.jpost.com/Israel-News/Politics-And-Diplomacy/Quartet-report-on-Middle-East-peace-
stillbehind-deadline-454213
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So stürmisch, wie das Jahr 2016 für die Weltpolitik und Israel geendet hat, scheint es 
in 2017, zumindest bislang, auch weiter zu gehen. Die Obama-Administration hatte 
in einem verzweifelten Endspurt noch einmal mit aller Macht versucht, ihre außen-
politischen Überzeugungen bezüglich des Friedensprozesses im Nahen Osten am 
amerikanischen Wählerwillen und dem demokratisch legitimierten US-Kongress 
vorbei, über den von Obama schon beim Iran-Deal genutzten Aus- und Umweg 
des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen in Stein zu meißeln. UNSR-Resoluti-
on 2334 machte einen einzigen Schuldigen für die Abstinenz von Frieden aus, den 
Staat Israel und jüdische Siedlungen in Judäa und Samaria und in Ostjerusalem, 
die die Resolution als „nach internationalem Recht illegal“ bezeichnete. Ein Schritt, 
der auf scharfe, parteiübergreifende Kritik aus Israel und auch von dem damals 
frisch gewählten, noch nicht eingesetzten, Präsidenten Donald Trump, stieß. Die 
Enthaltung der USA in dieser Abstimmung markierte eine wesentliche Abkehr von 
bisheriger amerikanischer Politik und Positionen. i

Bei der am 15. Januar 2017 stattgefundenen Pariser Friedenskonferenz übernahm 
auch Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier die Position der Resolution, 
ungeachtet aller Kritik aus Israel und von Großbritanniens frisch gebackener Pre-
mierministerin Theresa May, die, um ein starkes post-Brexit Handelsabkommen 
mit den USA unter Trump bemüht, nur eine unbedeutende Delegation nach Paris 
schickte, das Abschlussprotokoll der Konferenz nicht unterzeichnete und dessen 
Implementierung im Rat der EU gemeinsam mit Ungarn und einigen baltischen 
Staaten verhinderte. 

Die UN muss sich verändern

Die Dichte an für Israel wesentlichen Neubesetzungen weltpolitisch einflussreicher 
Positionen in diesem Zeitraum ist beachtlich. So wurde neben May und Trump 
auch der ehemalige portugiesischen Premierminister António Guterres zum neuen 
UNO-Generalsekretär gewählt und im Dezember eingesetzt. Guterres war schnell 
darin, sich gleich zu Beginn seiner Amtszeit deutlich von der, historisch jeder 
Grundlage entbehrenden, postfaktischen Entscheidung der UNESCO zu distan-
zieren, die den verwerflichen Versuch unternommen hatte, Jerusalem als eine rein 
muslimische Stätte, ohne Bedeutung für Juden, das Judentum oder den Staat Israel 
zu redefinieren. Seine Aussagen ii, dass es vollkommen klar sei, „dass der Tempel, 
den die Römer in Jerusalem zerstörten, der jüdische Tempel war“ und dass niemand 
die Tatsache leugnen könne, „dass Jerusalem heute eine heilige Stadt für drei Religio-
nen sei, einschließlich des Judentums.“ zogen wie zu erwarten, wütende Proteste der 
palästinensischen Delegation nach sich. Doch sie waren auch ein Anzeichen davon, 
dass das neue Establishment der UN sich des neuen Windes, der seit der Amtsein-
führung von Donald J. Trump in den USA weltweit weht, durchaus bewusst ist und 
reagiert. 

i	 https://www.unwatch.org/joining-jackals-open-letter-amb-samantha-power/
ii	 http://www.jta.org/2017/01/30/news-opinion/israel-middle-east/palestinians-demand-apology-

after-new-un-chief-says-temple-mount-was-home-to-jewish-temple



Dass sich in der UN vis-à-vis Israel einiges wird ändern müssen, machte auch die 
neue US-Botschafterin bei den Vereinigen Nationen, Nikki Haley, in ihrer sehens-
werten ersten Pressekonferenz nach einer Sitzung des UN-Sicherheitsrates unmiss-
verständlich deutlich! Die Zeiten, in denen man in der UN ungeschoren davon-
kommt, wenn man den Staat Israel unfair diskriminiert, kritisiert und attackiert, 
scheinen gezählt. Siehe Text iii & Video iv der Verlautbarung.

In eine ähnliche Richtung geht der Gesetzesvorstoß der US-Senatoren Ted Cruz 
und Lindsey Graham, der der UNO offen mit dem Verlust der substantiellen finan-
ziellen Unterstützung seitens der Vereinigten Staaten droht v, sollte UNSR Resoluti-
on 2334 nicht revidiert und zurückgenommen werden.

Orientiert sich Europa unter deutscher Führung an den USA?

Inmitten all der profunden Umwälzungen, die mit dem Brexit und dem Wahlsieg 
von Donald J. Trump in den USA ihren Anfang genommen haben und angesichts 
der eindeutig israelsolidarischen Töne aus dem neuen Washington, aber auch aus 
London (Theresa May hob, für britische Verhältnisse ungewöhnlich, Israel in einer 
Rede vor den Republikanern in Philadelphia deutlich als Verbündeten Großbritan-
niens hervor vi), ist die Frage, wie sich Deutschland hier positioniert. Barack Obamas 
letztes Telefonat im Amt galt Bundeskanzlerin Angela Merkel. Ist die Bundesregie-
rung unter Merkel Erbin der obama’schen Außenpolitik vis-à-vis Israel geworden? 
Äußerst Trump-kritische Töne von Steinmeier, Schulz und Gabriel lassen zumin-
dest tiefe Gräben zwischen den transatlantischen Partnern entdecken – existieren 
diese auch gegenüber der sich gerade stark ändernden Haltung Amerikas zu Israel?

In der jüngsten Vergangenheit gab es auch in der Bundesrepublik Deutschland eine 
Umverteilung wichtiger Posten – und zwar innerhalb der SPD-Troika Steinmeier, 
Schulz, Gabriel: Der bisherige Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier ist 
als Nachfolger Joachim Gaucks und zwölfter Bundespräsident ins Schloss Bellevue 
aufgestiegen, ins Auswärtige Amt ist an seiner Stelle nun als der ehemalige Bundes-
wirtschaftsminister Sigmar Gabriel gewechselt und dann gibt es da noch den SPD-
Kanzlerkandidaten, alten Präsidenten des Europaparlaments und neuen Parteivor-
sitzenden Martin Schulz, der die SPD in den Bundestagswahlkampf 2017 führen 
soll. Allen drei Politikern ist ein starkes Engagement gegen Antisemitismus gemein, 
Martin Schulz beispielsweise hat seinerzeit damals den Holocaust-Gedenktag zu 
einem offiziellen Gedenktag im Kalender des europäischen Parlaments gemacht. 
Doch was es ihre heutigen Einstellungen und Positionen bezüglich Israel betrifft, 
gibt es einigen Klärungsbedarf:

Altlasten

So schrieb Gabriel 2012 in einem Facebook-Post vii, den er bis heute noch nicht 
gelöscht hat: „Ich war gerade in Hebron. Das ist für Palästinenser ein rechtsfreier 
Raum. Das ist ein Apartheid-Regime, für das es keinerlei Rechtfertigung gibt.“ Ne-
ben der Nutzung des BDS-Terminus „Apartheid-Regime“, was laut dem südafrika-

iii	 https://usun.state.gov/remarks/7678
iv	 https://www.youtube.com/watch?v=uv8Hqlubst4
v	 https://www.lgraham.senate.gov/public/index.cfm/2017/1/graham-and-cruz-introduce-bill-to-

cut-off-funding-to-un-for-treatment-of-israel
vi	 https://www.gov.uk/government/speeches/prime-ministers-speech-to-the-republican-party-

conference-2017
vii	 https://www.facebook.com/sigmar.gabriel/posts/369095839789811
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nischen Abgeordneten Kenneth Meshoe, der selbst unter Apartheid leben musste, 
eine Beleidigung aller Opfer von Apartheid viii und eine Entwertung der unter dieser 
Ideologie verübten Gräuel darstellt, gibt es keine Erwähnung des Umstandes, dass 
Hebron auch schon damals eine der Hamas-Hochburgen und damit ein kontinu-
ierliches Sicherheitsrisiko für Israel ist, auf das Israel entsprechend zu reagieren ge-
zwungen ist. Die Jüdische Allgemeine kritisiert ebenfalls den Umstand, dass Gabriel 
es nach dem Atomabkommen mit dem Iran nicht eilig genug haben konnte, in den 
Iran zu reisen, um deutsche Geschäfte anzukurbeln – er forderte zwar eine Aner-
kennung des Existenzrechts des Staates Israels – ließ sich aber von der offensicht-
lich Weigerung des Iran dieser nachzukommen nicht im Geringsten die Geschäfte 
verderben. Selbst die Absage des Treffens mit dem iranischen Außenminister in 
Teheran durch seinen jetzigen „Kollegen“ Javad Zarif aufgrund dieser Forderung 
Gabriels, vermochte ihn in seinen Bestrebungen Geschäfte mit dem Staat einzulei-
ten, in dem Holocaustleugnung und das Ziel der Auslöschung Israels Staatsdoktrin 
sind, nicht zu verunsichern ix.

Auch Martin Schulz gelang bei seiner Rede in der Knesset ein Malheur, als er un-
geprüft falsche Zahlen, die ihm bei seinem Besuch bei der Palästinensischen Auto-
nomiebehörde mitgeteilt worden waren, übernahm und Israel Verletzungen seiner 
Pflichten in der Wasserlieferung für die Palästinenser beschuldigte, obwohl Israel 
weitaus mehr Wasser liefert, als es das anhand der Verträge von Oslo müsste. Hat 
hier die im EU-Parlament so grassierende negative Voreingenommenheit gegen-
über Israel, die manchmal zu ausgewachsener Israel-Feindschaft verkommt, ihre 
Spuren hinterlassen?

Zu alledem kommt der strategische Dialog, der seit 2013 zwischen der SPD und 
der Fatah-Partei von Mahmud Abbas aufgrund „gemeinsamer Werte und Ziele“ 
besteht.

Die Herausforderungen vor all den neugewählten oder neu eingesetzten politischen 
Leitern sind immens, Sigmar Gabriel sprach bei seiner Antrittsrede x im Auswär-
tigen Amt von einer „Neuvermessung der Welt“, die gerade stattfände. Es bleibt zu 
hoffen, dass vor der Neuvermessung die Gerätschaften im Auswärtigen Amt einer 
Eichung und Rekalibrierung unterzogen werden.

viii	https://www.youtube.com/watch?v=AcEL-NlxBk0
ix	 http://www.juedische-allgemeine.de/article/view/id/27700
x	 http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Infoservice/Presse/Reden/2017/170127-Antrittsrede-BM_

Gabriel.html


